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(KW12) 

Aus der Fraktion 
 
Scholz lässt die Kommunen im Stich    
  
Laut mehrerer Presseberichte plant Bundesfinanzminister Olaf Scholz die Beteiligung 
des Bundes an den Flüchtlingskosten der Länder und Kommunen radikal zu kürzen.  
  
Eine Kürzung der Flüchtlingsmittel ist verantwortungslos. Bundesfinanzminister Scholz 
legt damit die Axt an eine solidarische Gesellschaft und die kommunale Selbstverwal-
tung. Wer allen Ernstes plant, die derzeitige Unterstützung der Flüchtlingskosten von 
4,7 Milliarden Euro auf rund 1,3 Milliarden Euro zusammenzustreichen, stößt die wehr-
losen Kommunen vor den Kopf! 
 
Ohne Not verschärft der Bundesfinanzminister die Situation bei einer bereits heute 
unterfinanzierten Gemeinschaftsaufgabe. Seit 2015 tragen unsere Kommunen die 
Hauptlast bei der Bewältigung des Flüchtlingszustroms. Mit ihren Ressourcen, darun-
ter auch tausende Freiwillige vor Ort, haben sie diese Aufgabe mit Bravour gemeistert. 
Statt jedoch eine auskömmliche Finanzierung zu sichern, sät Herr Scholz bereits mit 
der Ankündigung seines Vorhabens einen Spaltpilz. Städte und Gemeinden müssten 
sich zwischen der Streichung von Integrationsmitteln und Steuererhöhungen entschei-
den. Ein solch verheerendes Signal aber gefährdet den Zusammenhalt der Gesell-
schaft, verhöhnt all jene, die Integration vor Ort leisten und möglich machen, ist am 
Ende gar Wasser auf die Mühlen derjenigen, die aus dem Schüren von Fremdenfeind-
lichkeit politischen Nutzen schlagen wollen.  
 
Olaf Scholz lässt damit die Kommunen im Stich. Das kann und wird die Union nicht 
zulassen. Es ist höchste Zeit, dass die SPD Ihren Finanzminister zur Vernunft bringt 
und mit uns gemeinsam für eine wirksame Unterstützung des Bundes für unsere Kom-
munen sorgt! 
 

Tarifabschluss übertragen – wir halten Wort  
  
Heute haben sich die Landesregierung und die Gewerkschaften darauf verständigt, 
dem Vorschlag von Finanzminister Lutz Lienenkämper zu folgen, das Tarifverhand-
lungsergebnis für die Angestellten 1:1 rückwirkend zum 1. Januar 2019 auf Beamtin-
nen und Beamte, Richterinnen und Richter sowie die Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger zu übertragen. 
 
Die Übertragung des Tarifabschlusses für die Angestellten auch auf Beamtinnen und 
Beamte ist fair und macht den öffentlichen Dienst attraktiver. Wir haben immer dafür 
plädiert, den Tarifabschluss im öffentlichen Dienst 1:1 zu übertragen und es damit an-
ders zu machen, als Rot-Grün. Die Vorgängerregierung hatte ihr Wort gebrochen und 
sich 2013/2014 entgegen ihren Wahlversprechen geweigert den Tarifabschluss auch 
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zugunsten der Beamtinnen und Beamten in oberen Besoldungsgruppen zu überneh-
men. Erst der nordrhein-westfälische Verfassungsgerichtshof hat diese Entscheidung 
gekippt.  
 
Durch vorausschauende Finanz- und Haushaltspolitik ermöglichen wir Beamtinnen 
und Beamten eine faire Teilhabe am Tarifergebnis und halten unser Versprechen. Mit 
der Erhöhung der Besoldung zeigen wir zudem unsere Wertschätzung denen gegen-
über, die in vielen Bereichen dafür sorgen, dass unser Land funktioniert. 
 

Rechtssicherheit ohne Upload-Filter gewährleisten 
  
Der Landtag hat über die Digitalisierung der Europäischen Union debattiert, dabei auch 
über den Einsatz von Upload-Filtern.  
 
Die NRW-Koalition will eine Balance zwischen Meinungsvielfalt und Informationsfrei-
heit sowie dem Schutz geistigen Eigentums auch in der digitalen Welt sicherstellen. 
Wir brauchen mehr Rechtssicherheit für alle Beteiligten: Urheber, Verwerter, Plattfor-
men und Nutzer. Die Rechtssicherheit soll dabei ohne Upload-Filter gewährleistet wer-
den! 
 
Die Menschen in Nordrhein-Westfalen interessieren sich besonders für die Debatte 
über  die EU-Urheberrichtlinie: Die Kreativwirtschaft des Medienstandortes NRW be-
schäftigt circa 412.000 Mitarbeiter. Ihre kreative Arbeit, von denen viele Plattformen 
profitieren, gilt es zu schützen. Auf der anderen Seite haben wir viele junge Menschen, 
die Plattformen wie YouTube als Nutzer und Produzenten nutzen und auf kreativen 
Leistungen anderer aufbauen. Beide Interessen wollen wir in einen fairen Ausgleich 
bringen.  
  
Die Kritik an Artikel 13 der EU-Urheberrichtlinie nehmen wir ernst. Für die Durchset-
zung von Urheberrechten sehen wir Upload-Filter nicht als geeignetes Mittel an. Der 
Lösungsvorschlag der Union zeigt einen anderen Weg auf: Durch Rahmenverträge, 
pauschale Lizenzsysteme und digitale Fingerprints von Werken können wir für einen 
besseren Schutz von geistigem Eigentum sorgen. Die CDU hat somit als einzige Partei 
ein wirksames Konzept vorgestellt. Es ist einfach umzusetzen und bietet Urhebern und 
Nutzern den notwendigen Schutz. 

 
Ein Urteil zugunsten der Notfallpatienten  
  
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat heute entschieden, dass die Vergabe von 
Rettungsdienstleistungen an anerkannte Hilfsorganisationen ohne europaweite Aus-
schreibung erfolgen kann.  
 
Das EuGH-Urteil zur Bereichsausnahme bestätigt unsere langjährige Rechtsauffas-
sung. Die Gewinner des Urteils sind die Notfallpatienten in Nordrhein-Westfalen. Denn 
mit seiner Entscheidung sichert das Gericht die qualitative und zuverlässige Versor-
gung bei Notfällen. Es ist sinnvoll und notwendig, dass unsere Kommunen auch wei-
terhin anerkannte Hilfsorganisationen mit der Wahrnehmung der Rettungsdienste 
ohne europäische Ausschreibung beauftragen können. Denn sie können diese Leis-
tung vor Ort besser gewährleisten als privatwirtschaftliche Anbieter. 
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Wählen gehen - für ein starkes und vereintes Europa! 
  
Der Landtag hat heute dem gemeinsamen Antrag von CDU, FDP, SPD und Grünen 
zum Aufruf zur Europawahl zugestimmt. Denn Europa ist in Gefahr. Daher ruft der 
Landtag alle wahlberechtigten Mitbürgerinnen und Mitbürger Nordrhein-Westfalens 
auf, bei der Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 ihre Stimme für eine 
demokratische Partei abzugeben. 
 
Denn bei der anstehenden Europawahl müssen wir uns den Populisten entgegenstel-
len. Sie spalten und grenzen gezielt aus, indem sie rassistische und menschenverach-
tende Positionen vertreten. Sie versuchen, die Europäische Union zur Projektionsflä-
che für die Ursache fast aller Probleme zu machen. Für diese Europafeinde ist die 
Abschaffung des Europäischen Parlaments oder sogar der gesamten EU ernanntes 
Ziel. 
 
Wir verdanken dem gemeinsamen europäischen Projekt die längste Friedensperiode 
in unserer Geschichte. Nie zuvor hat der europäische Kontinent eine vergleichbare 
Phase der Freiheit, des Wohlstandes und auch der Freizügigkeit seiner Bürgerinnen 
und Bürger erlebt. Die Europäische Union ist bis zum heutigen Tag ein Glücksfall, ge-
rade für uns in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen. Der Zusammenhalt in Europa 
ist Voraussetzung, in den großen Herausforderungen der Welt erfolgreich handeln zu 
können. Die Gemeinschaft bietet Schutz und Sicherheit ihrer Bürgerinnen und Bürger. 
 
Für unser künftiges Wohlergehen hat die Europawahl eminente Bedeutung. Die Hand-
lungsfähigkeit des Europäischen Parlaments muss erhalten bleiben. Es liegt in der 
Verantwortung aller demokratischen Europäerinnen und Europäer, zu verhindern, 
dass rassistische, antidemokratische und extrem nationalistische Positionen erneut 
Einzug in das Europäische Parlament erhalten. Es ist von enormer Bedeutung, dass 
alle wahlberechtigten Mitmenschen in Nordrhein-Westfalen, am 26. Mai von ihrem 
Stimmrecht Gebrauch machen: für eine starke europäische Gemeinschaft auf der 
Grundlage von Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit. 

 

Digital noch besser vernetzt: Die Ehrenamts-App 
  
CDU und FDP brachten einen Antrag für eine neue Ehrenamts-App ins Plenum ein.  
Dabei machte sie erneut klar, dass die ehrenamtliche Arbeit, die rund sechs Millionen 
Menschen in Nordrhein-Westfalen tagtäglich in ihrer Freizeit leisten, eine der wichtigs-
ten Stützen unseres gesellschaftlichen Lebens ist.  
 
Inhaltlich ist das Ehrenamt bestens aufgestellt. Ob in der Altenpflege, bei der Feuer-
wehr oder in Sportvereinen - ohne die freiwilligen Helfer wäre vieles gar nicht machbar. 
Wir als Politik sind für gute Rahmenbedingungen zuständig.  
 
Wir wollen die erfolgreiche Vernetzung, die analog schon stattfindet, auch in die digi-
tale Welt übertragen und das bestehende Online-Angebot erweitern. Ein wichtiger 
Baustein dafür ist die Entwicklung einer Ehrenamts-App. Gerade die jüngere Genera-
tion, unsere „digital natives“, erreichen wir auf diese Weise. Gleichzeitig machen wir 
es allen, die digital unterwegs sind, leichter sich einzubringen, gewinnen neue Akteure 
für die ehrenamtliche Arbeit und unterstützen auch punktuelles Engagement.  
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Deswegen wollen wir die App in der Ehrenamtsstrategie der Landesregierung veran-
kern. So bleibt Nordrhein-Westfalen auch in Zukunft „Ehrenamtsland“. 
  
 
 

Klares Zeichen gegen Rassismus  

 
Die Fraktionen von CDU, SPD, FDP und GRÜNEN im Landtag NRW setzen am inter-
nationalen Tag gegen Rassismus ein klares Zeichen für Vielfalt in NRW und gegen 
Rassismus und Diskriminierung. 
 
Die vier Fraktionen nahmen den Internationalen Tag gegen Rassismus (21. März) zum 
Anlass, um klarzustellen, dass Rassismus eine Bedrohung für unseren gesellschaftli-
chen Zusammenhalt, für den Schutz von Minderheiten sowie die freie Persönlichkeits-
entfaltung ist. Rassistische Stereotype und Diskriminierungen sind Ausdruck einer an-
tidemokratischen Geisteshaltung und gefährden das soziale Miteinander in einer offe-
nen und freiheitlichen Gesellschaft.  
 
Insbesondere vor dem Hintergrund der anstehenden Europawahlen erinnern wir an 
die Werte, denen sich die Mitgliedsstaaten in der Europäischen Union im Vertrag über 
die Europäische Union verpflichtet haben. In der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union, die die Staats- und Regierungschefs 1999 in Köln verabschiedet haben, 
heißt es: „Die Völker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsamer 
Werte eine friedliche Zukunft zu teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union 
verbinden.“ Die Charta fasst die gemeinsamen Werte der Mitgliedsstaaten und die in 
der EU geschützten Menschenrechte zusammen. Hierzu gehören Würde, Freiheit, 
Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justizielle Rechte. 
 
Gemeinsam mit den Menschen in Nordrhein-Westfalen verteidigen wir die Werte un-
serer offenen Gesellschaft gegen ihre Feinde. 
 
 

Aus der Landesregierung 
 

Flächendeckende Erhebung liefert ein realistischeres Bild vom Un-
terrichtsausfall 
 
Die ersten Ergebnisse der zu Beginn des Schuljahres durch das Schulministerium neu 
eingeführten flächendeckenden Erhebung des Unterrichtsausfalls liegen vor: Der lan-
desweite Unterrichtsausfall im ersten Schulhalbjahr 2018/19 beträgt demnach über 
alle Schulformen hinweg 4,8 Prozent. Darin enthalten sind sowohl ersatzlos ausgefal-
lene Unterrichtsstunden (3,3 Prozent) als auch das Eigenverantwortliche Arbeiten (1,5 
Prozent). Anders als der Vorgängerregierung reichen der Landesregierung keine 
Stichproben und auch kein Rollierendes Verfahren. Sie will wissen, wie viel Unterricht 
wirklich ausfällt. Dafür müssen möglichst alle Schulen ganzjährig in den Blick genom-
men werden. Genau das leistet die neue flächendeckende Erhebung. Ein realistische-
res Bild vom Unterrichtsaufall in NRW gab es nie!  
 
Im Schuljahr 2017/18 lag der Unterrichtsausfall mit 5,1 Prozent insgesamt 0,3 Prozent-
punkte höher als im ersten Halbjahr dieses Schuljahres. Zur Auswertung des Unter-
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richtsausfalls im vergangenen Schuljahr wurde jedoch noch nicht dauerhaft flächen-
deckend an allen Schulen erhoben, sondern einmalig das Rollierende Verfahren an-
gewendet. Beim flächendeckenden Verfahren werden Daten über das gesamte Schul-
jahr hinweg zeitgleich an allen Schulen ermittelt.  
 
Mit der neuen Erhebungsmethodik wird Dank der größeren Abdeckung ein weitaus 
verlässlicheres Ergebnis erreicht. Bislang hat sich gezeigt, dass diese Methode für die 
Schulen keinen über die Gebühr zusätzlichen Aufwand bedeutet. Damit haben sich 
allgemeine Befürchtungen, dass die neue Unterrichtsausfallstatistik neuen Unterrichts-
ausfall produzieren könnte, nicht bestätigt.   
 
Ein Großteil des Unterrichtsausfalls resultiert aus der angespannten Lage auf dem 
Lehrerarbeitsmarkt, dem lange Zeit nur halbherzig entgegengesteuert worden sei. Rot-
Grün hatte die Negativentwicklung jahrelang ignoriert und keine ernsthaften Maßnah-
men zur Verbesserung der Lehrkräfteversorgung getroffen. Die NRW-Koalition seit 
Regierungsübernahme bereits zwei Maßnahmenpakete für eine Verbesserung der 
Personalsituation geschnürt und arbeitet an weiteren Wegen und Lösungen für die 
Schulen.  
 
 
 
 

Land erhöht Zuschüsse für den kommunalen Straßenbau 
 
Das Land erhöht die seit 2012 unveränderten Fördersätze für den kommunalen Stra-
ßenbau. Der Mindestfördersatz wird von 60 Prozent auf 70 Prozent der zuwendungs-
fähigen Kosten gesteigert. Die Kreise, Städte und Gemeinden, die als strukturschwach 
gelten und daher in der Gebietskulisse des Regionalen Wirtschaftsförderungspro-
gramms (RWP) liegen, erhalten einen erhöhten Fördersatz von 75 Prozent. Für alle 
Kommunen steigt die Förderung des kommunalen Anteils bei der Beseitigung und Si-
cherung von Bahnübergängen auf 80 Prozent (bislang 70 bzw. 75 Prozent).  
 
 „Wir wollen die Kommunen ermuntern, auch bei klammen kommunalen Kassen kon-
sequent an der Verbesserung ihrer Verkehrsinfrastruktur zu arbeiten. Viele kommu-
nale Straßen sind in keinem guten Zustand, deshalb verstärken wir unserer Förderung 
für die Sanierung. Aber auch der komplette Neubau von Straßen profitiert von der Er-
höhung der Fördersätze. Mobilität ist für die Kommunen ein herausragender Standort-
faktor. Wer die Mobilität vor Ort fördert, stärkt die Kommune“, stellt Verkehrsminister 
Wüst fest. 
 
Die Förderung des Straßenbaus in den Kreisen, Städten und Gemeinden des Landes 
ist ein wichtiger Baustein der nordrhein-westfälischen Verkehrspolitik. Im laufenden 
Jahr werden die Fördermaßnahmen im Wesentlichen noch aus den Bundeszuweisun-
gen nach dem Entflechtungsgesetz finanziert. Ab 2020 übernimmt das Land die Fi-
nanzierung vollständig aus eigenen Haushaltsmitteln. Die geänderten Konditionen gel-
ten ab sofort. 
 
Zuwendungsfähig sind grundsätzlich sämtliche Maßnahmen, die in den Förderrichtli-
nien kommunaler Straßenbau aufgeführt sind. Förderschwerpunkte sind der Aus- und 
Umbau verkehrswichtiger Straßen, Erhaltungsmaßnahmen einschließlich Brückensa-
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nierungen sowie die Beseitigung und sicherheitstechnische Nachrüstung von Bahn-
übergängen. Aber auch der klassische Straßenneubau in Gestalt von Ortsumgehun-
gen und Entlastungsstraßen ist förderfähig.  
 
Bei der Beseitigung oder Sicherung von Bahnübergängen muss die Kommune als be-
teiligte Straßenbaulastträgerin gesetzlich ein Drittel der Kosten übernehmen. Hier ent-
lastet das Land die Kommunen künftig mit einem einheitlichen Satz von 80 Prozent. 
 
Voraussetzung für die Programmaufnahme ist, dass Baureife gegeben ist und die Bau-
vorbereitung einen unverzüglichen Baubeginn erwarten lässt. Zuständige Bewilli-
gungsbehörden für die Anträge der Kommunen sind die fünf Bezirksregierungen Arns-
berg, Detmold, Düsseldorf, Köln und Münster. Auf deren Internetseiten stehen um-
fangreiche Detailinformationen zum Förderbereich kommunaler Straßenbau bereit. 
Das Programm wird in der Regel im zweiten Quartal des jeweiligen Jahres veröffent-
licht.  
 

Mehr Photovoltaik auf BLB-Gebäuden 
 
Das Landeskabinett hat den Ausbau von Photovoltaik-Anlagen auf Dächern von Ge-
bäuden beschlossen, die der landeseigene Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW (BLB 
NRW) betreibt. Dazu soll der vom Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-
Westfalen beaufsichtigte BLB NRW nun geeignete Liegenschaften identifizieren und 
Anlagen in Betrieb nehmen, die sich selbst finanzieren. „Die Installation zusätzlicher 
Photovoltaikeinrichtungen ist aus ökonomischen Gründen sinnvoll, da sie die Energie-
kosten unseres Landes reduzieren wird“, sagt Lutz Lienenkämper, Minister der Finan-
zen des Landes Nordrhein-Westfalen. „Der Ausbau ist zudem im Interesse des Klima-
schutzes und Ausdruck der Vorbildfunktion unseres Landes.“ 
  
Aktuell gibt es angesichts von Größe und Vielzahl der Dachflächen der Landesliegen-
schaften Potenzial für den Ausbau von Photovoltaik-Anlagen. Auf BLB-Gebäuden 
existieren derzeit nur etwa 80 derartige Vorrichtungen. Der BLB NRW hat nun vor al-
lem durch den Einsatz besserer Finanzierungsinstrumente dafür gesorgt, dass sich die 
Anlagen leichter realisieren lassen. „Wir wollen damit das Potenzial der Photovoltaik 
deutlich besser zur Geltung bringen“, erläutert Lienenkämper, „denn dabei handelt es 
sich um eine risikoarme Umwelttechnologie“. Diese soll auf Dauer nicht nur ein we-
sentliches Mittel zur Erreichung von Klimaschutzzielen auf der Ebene Europas und 
des Bundes sein. In Nordrhein-Westfalen wird die Photovoltaik nach den Plänen der 
Landesregierung helfen, bis zum Jahr 2030 das Ziel einer klimaneutralen Landesver-
waltung zu erreichen. Einen Beitrag hierzu können auch verschiedene innovative Spei-
chertechnologien leisten, die das Land testen wird und sukzessive zum Einsatz brin-
gen möchte. 
  
Für das Aufstellen der Anlagen bieten sich vor allem die Dächer klassischer Landesim-
mobilien wie Finanzämter, Polizeigebäude, Gerichtsgebäude oder Justizvollzugsan-
stalten an. Die Mieter der BLB-Liegenschaften werden den Strom aus der Solarquelle 
vorwiegend zur Deckung ihres Eigenbedarfs beziehen. Nach Ablauf der Amortisati-
onszeit können sie den erzeugten Strom kostenlos nutzen.  
 

Nordrhein-Westfalen will Versorgungslücke im Asylbewerberleis-
tungsgesetz schließen 
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Nordrhein-Westfalen möchte faire Integrationschancen für Flüchtlinge, die sich in einer 
dem Grunde nach förderfähigen Ausbildung befinden, ermöglichen. Das Landeskabi-
nett hat daher beschlossen, gemeinsam mit den Ländern Hamburg und Niedersach-
sen eine Bundesratsinitiative zur Überarbeitung von § 2 Abs. 1 Asylbewerberleistungs-
gesetz (AsylbLG) zu initiieren. Derzeit kann im AsylbLG eine Versorgungslücke eintre-
ten, wenn der so genannte Analogleistungsbezug von leistungsberechtigen Personen 
im Sinne des AsylbLG zeitlich mit einer dem Grunde nach förderfähigen Ausbildung 
zusammenfällt. Nach aktueller Rechtslage werden die Asylbewerberleistungen dann 
grundsätzlich eingestellt. Das führt die leistungsberechtigten Personen in ein Dilemma. 
Die Betroffenen müssen sich derzeit entscheiden, entweder ihre Ausbildung abzubre-
chen, um weiterhin AsylbLG-Leistungen beziehen zu können oder sie setzen ihre Aus-
bildung fort, ohne hierbei stets eine sichere Existenzgrundlage zu haben.  
  
Dieser Rechtszustand ist integrationspolitisch kontraproduktiv, da eine Ausbildung ein 
wichtiger Baustein für eine gelingende Integration ist. Dies gilt insbesondere für die 
Fälle, in denen die Betroffenen keine Verantwortung für den Eintritt der Versorgungs-
lücke haben, etwa bei langen Verfahrensdauern beim Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF). Hier ist eine Regelung vonnöten, die die bestehende Versor-
gungslücke rechtsicher schließt. Hier besteht bundesgesetzlicher Handlungsbedarf. 
Da der Bund jedoch bislang keine Lösung vorgeschlagen hat, werden die Länder jetzt 
selbst aktiv“.  
 
 

Kabinett stimmt Entwurf der geänderten APO-S I zu 
 
Nachdem mit dem G9-Gesetz und dem Belastungsausgleichsgesetz G9 zunächst die 
rechtlichen Grundlagen für die Umstellung auf das neue G9 in Nordrhein-Westfalen 
auf den Weg gebracht wurden, hat das Landeskabinett heute dem Entwurf von Schul-
ministerin Yvonne Gebauer für eine geänderte Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
die Sekundarstufe I (APO-SI) zugestimmt.  
 
Die geänderte APO-S I, welche vor allem die schulfachliche Umsetzung des neuen G9 
regelt, muss noch vom Schulausschuss des Landtags gebilligt werden. Schulministe-
rin Yvonne Gebauer erklärte. Das neue G9 geht auf die Zielgerade. Damit liegt dieses 
wichtige Projekt der Landesregierung voll im Zeitplan. Sie bereitet die Umstellung der 
Gymnasien bestmöglich vor, um Schülerinnen, Schülern und Lehrkräften einen rei-
bungslosen Start zu ermöglichen.  
 
Die APO-SI beinhaltet die neue Stundentafel für die Sekundarstufe I an G9-Gymnasien 
im Umfang von bis zu 188 Wochenstunden und regelt unter anderem den Beginn der 
zweiten Fremdsprache ab der 7. Klasse, den Unterricht im Wahlpflichtbereich sowie 
die Möglichkeiten zur individuellen Schulzeitverkürzung. 
 
Auch die Unterrichtsinhalte für das neue G9 nehmen Formen an: 21 Kernlehrpläne 
sind nach intensiver Überarbeitung bereits in der Verbändebeteiligung, darunter auch 
für das Fach Wirtschaft-Politik, das ab dem Schuljahr 2019/20 an den Gymnasien neu 
etabliert wird. In diesem Fach wird es künftig über bewährte Inhalte hinaus darum ge-
hen, den Schülerinnen und Schülern ökonomisches Grundwissen und Verbraucher-
kompetenzen zu vermitteln. Darüber hinaus wurde bei der Konzeption der Stundenta-
fel darauf geachtet, die historisch-politische Bildung zu stärken und das neue Fach 
Wirtschaft-Politik aufzunehmen. „Ökonomische Bildung ist eine Grundvoraussetzung 
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dafür, dass unsere Schülerinnen und Schüler ihr Leben in einer globalisierten Welt 
selbstbestimmt und verantwortungsvoll leben können. Sie darauf vorzubereiten, ist 
eine zentrale Aufgabe von Schule. Genauso wichtig ist in diesen Zeiten die historisch-
politische Bildung. Darauf haben wir bei der Ausgestaltung der Stundentafel und Lehr-
pläne besonderen Wert gelegt“, erklärte Ministerin Gebauer. 
 
Auf Grundlage der überarbeiteten Kernlehrpläne können die Schulbuchverlage bereits 
mit der Entwicklung neuer G9-Lernmittel beginnen. Rechtzeitig vor Schuljahresbeginn 
stellt das Ministerium den Schulen zur Orientierung Beispiele für schulinterne Curricula 
zur Verfügung. Im Zuge der Überarbeitung weisen die Kernlehrpläne die Vermittlung 
von Medienkompetenz als eine Querschnittsaufgabe über alle Fächer aus. Grundlage 
hierfür ist der Medienkompetenzrahmen NRW mit seinen 6 Kompetenzbereichen und 
24 Teilkompetenzen.  
 
 

Land verdoppelt Mittel zur Modernisierung von überbetrieblichen Bil-
dungsstätten 
 
Die Landesmittel für die Ausstattung und die Modernisierung der Überbetrieblichen 
Bildungsstätten (ÜBS) von Handwerk und Industrie werden im Jahr 2019 auf 8 Millio-
nen Euro verdoppelt. „Das ist ein deutliches Signal: Die Landesregierung unterstützt 
mit vollen Kräften das Ziel, die Berufsbildungsinfrastruktur in Handwerk und Industrie 
zukunftsfähig auszurichten“, so Arbeitsminister Karl-Josef Laumann. 
 
Bund und Land sowie die Träger der ÜBS finanzieren die bauliche und technische 
Modernisierung der Berufsbildungszentren gemeinsam. Dabei beteiligt sich das Land 
mit 20 Prozent an den Kosten, der Bund übernimmt weitere 45 bis 60 Prozent. So 
werden aus jedem Euro Landesgeld 5 Euro Investitionsgeld. Das bedeutet, dass die-
ses Jahr rund 40 Millionen Euro in die Modernisierung der Überbetrieblichen Bildungs-
stätten fließen. 
 
„Moderne Maschinen und gut ausgebildetes Personal in den Überbetrieblichen Bil-
dungsstätten sind Voraussetzung für hochwertige berufliche Bildung“, so der Minister 
weiter. „Ich möchte deshalb mit den Partnern in Handwerk und Industrie einen Moder-
nisierungspakt für Berufliche Bildung schließen.“ Im Zuge des Pakts für Berufliche Bil-
dung sollen die Ausstattung und die Bauten der Überbetrieblichen Bildungsstätten ge-
meinsam mit dem Handwerk und der Industrie in den nächsten Jahren systematisch 
auf den modernsten Stand der Technik gebracht werden. Einen ersten großen Inves-
titionsschub soll es bereits bis 2022 geben.  
 
Laumann: „Unser Ziel ist ein kräftiger Modernisierungsschub für die Überbetriebliche 
Bildungslandschaft in Nordrhein-Westfalen. Wir leisten damit einen entscheidenden 
Beitrag, damit die Betriebe auch in Zukunft auf gut ausgebildete Fachkräfte bauen 
können“, stellt Laumann fest.  
 
Jährlich unterrichten die 111 Bildungszentren des Handwerks und die 20 Zentren der 
Industrie rund 82.000 betriebliche Auszubildende in Nordrhein-Westfalen. Diese Über-
betrieblichen Bildungsstätten sichern damit die hohe Qualität der beruflichen Ausbil-
dung in Nordrhein-Westfalen. Insbesondere kleine und Kleinstbetriebe können ihren 
Auszubildenden in den ÜBS alle erforderlichen Ausbildungsinhalte vermitteln lassen, 
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die sie selbst zum Beispiel aufgrund betrieblicher Spezialisierungen nicht angemessen 
vermitteln können. 


